
ist der ,Einwand der Revision beseitigt, die Anwendung 
des § 181 a StGB in der Fassung vom 24.11.1933 sei mit 
den Allgemeinen Anweisungen an die Richter unver
einbar. Überdies ist aber nach diesen Anweisungen 
eine Überschreitung der vor dem 30.1.1933 angedroh
ten Strafen dann zulässig, wenn „eine höhere Strafe 
wegen der kriminellen Vergangenheit des Angeklagten 
oder der häufigen Wiederholung des Vergehens ge
rechtfertigt erscheint“. Auch diese Voraussetzungen 
sind hier erfüllt; denn der Angeklagte ist.............................

Anm.: Der Entscheidung dürfte zuzustimmen sein. 
Für die Rechtsanwendung in der sowjetischen Be
satzungszone ist lediglich zu bemerken, daß eine den 
Allgemeinen Anweisungen für Richter nach der An
ordnung der Alliierten Kommandantur Berlin vom 
10. Mai 191(6 — BK/O (1(6) 208 — entsprechende Vor
schrift für die Zone nicht besteht. D. Red.

KRG Nr. 50, § 43 StGB.
Versuch eines Verbrechens gemäß Art. I KRG Nr. 50 

durch Maßnahmen eines Betriebsleiters, die auf Ver
lagerung des Betriebes, insbesondere eines größeren 
Stofflagers, nach dem Westen gerichtet waren.

OLG Halle, Urteil v. 22.4.1949 — Ss 34/49.

Aus den G r ü n d e n :
Bei der Abgrenzung des Versuchs von der straflosen 

Vorbereitungshandlung hat sich in der Rechtsprechung 
die Auffassung durchgesetzt, daß als Beginn einer Aus
führungshandlung im Sinne von § 43 StGB auch 
Handlungen anzusehen sind, die zwar noch nicht un
mittelbar zum gesetzlichen Tatbestand gehören, aber 
vermöge ihrer notwendigen Zusammengehörigkeit mit 
einer Tatbestandshandlung für die natürliche Auf
fassung als deren Bestandteil erscheinen. Von diesem 
in der Rechtslehre entwickelten Grundgedanken aus 
hat das Reichsgericht z. B. den Beginn der Ausführungs
handlung eines Devisenvergehens darin gefunden, daß 
der Täter Geldscheine in einer Fußmatte seines Kraft
wagens einnähte, obwohl sich die Fußmatte noch 
in der Wohnung befand (RGSt. 71, S. 53). In 
einer anderen Entscheidung ist der Beginn der 
Ausführung eines Devisenvergehens darin erblickt 
worden, daß der Täter zum Zwecke des Devisen
vergehens Geldmittel in seiner Wohnung an
sammelte, um sie später in einem vorbereiteten Tank 
seines Kraftwagens zur Grenze zu bringen (RG, Höchst- 
richterliche Rechtsprechung 1940, Nr. 1051). Für das 
ähnliche Gebiet der Ausfuhrvergehen hatte das Reichs
gericht schon in früheren Entscheidungen die Auf
fassung vertreten, daß das Unternehmen der Ausfuhr 
je nach Lage des Falles schon in Handlungen erblickt 
werden könne, die auf den Erwerb einer auszuführen
den Sache gerichtet sind, wenn der Erwerb und der 
Versuch der Ausfuhr auf Grund eines von vornherein 
gefaßten Vorsatzes in ununterbrochener Zeitfolge und 
in unmittelbarem Zusammenhang miteinander vor
genommen werden (RGSt. 54, S. 305, 306; 58, S. 72). 
Diese Grundsätze einer freieren, der natürlichen Auf
fassung und den Bedürfnissen des praktischen Lebens 
entsprechenden Auslegung des Versuchsbegriffs, die 
das Reichsgericht auch in einer Reihe weiterer Ent
scheidungen vertreten hat (vgl. Ebermayer, 6. Aufl. 
Anm. B 2 zu § 43 StGB; Olshausen, 12. Aufl., Anm. A4 
zu § 43 StGB), haben heute gerade für das Gebiet des 
Wirtschaftsstrafrechts besondere Bedeutung, da der 
Zweck der Wirtschaftsstrafgesetze nur erreicht werden 
kann, wenn strafbare Handlungen, die den Aufbau der 
Wirtschaft oder die Versorgung der Bevölkerung 
stören, schon in einem möglichst frühen Anfangs
stadium erfaßt werden.

Im vorliegenden Falle hatte der Angeklagte nach 
den Feststellungen des Landgerichts die Absicht, den 
Betrieb — insbesondere auch ein größeres Stofflager 
— nach der Westzone zu verlagern. Das Landgericht ist 
bei der Beurteilung dieses Verhaltens zutreffend davon 
ausgegangen, daß die Betriebsverlagerung, wenn sie 
zur Vollendung gekommen wäre, hinsichtlich der mit
verlagerten zwangsbewirtschafteten Güter — insbe
sondere der Stoffe — als Verbrechen nach Art. I des 
Kontrollratsgesetzes 50 anzusehen gewesen wäre, da 
der Plan des Abtransportes dieser Güter den Vorsatz 
einschloß, sie der ordnungsmäßigen Bewirtschaftung zu

entziehen. Es bedarf keiner Ausführung, daß in einer 
solchen Maßnahme, soweit sie die zwangsbewirtschaf
teten Stoffe betrifft, eine „Entwendung“ im Sinne von 
Art. I des Kontrollratsgesetzes 50 zu erblicken ist. 
Nach den Feststellungen des Landgerichts hatte der 
Angeklagte auch bereits mit der Ausführung dieses 
nicht zur Vollendung gelangten Verbrechens begonnen. 
Er hatte zum Zwecke der Betriebsverlagerung an 
einem Ort der Westzone Geschäftsräume gemietet, die 
erforderliche Konzession erlangt und die Mitgesell
schafter der unter dem Namen „S GmbH“ zugelassenen 
Firma gefunden. Er hatte ferner seine eigene Über
siedlung nebst der seiner engsten Mitarbeiter vor
bereitet Ein PKW und ein Opel-Lieferwagen der 
Firma, einige Maschinen und Stoffe sowie private 
Haushaltsgegenstände sollten mitgenommen werden. 
Die Stolle sollten von dem Mitangeklagten K. mit 
einem Lastwagen transportiert werden. Für die Ab
fahrt war der 25. Oktober 1948 vorgesehen. Ein Teil 
der Privatsachen war bereits in dem Opel-Lieferwagen 
verpackt. Das Landgericht hat aus allen diesen Hand
lungen in Anlehnung an die oben erwähnte Recht
sprechung des Reichsgerichts geschlossen, daß der An
geklagte mit der Verlagerung des Betriebes und da
mit der Verschiebung der Stoffe bereits begonnen hatte. 
Diese Feststellung des Landgerichts ist nach den oben 
dargelegten Ausführungen über die freiere, natürliche 
Auffassung des Versuchsbegriffs rechtlich nicht zu be
anstanden. Insbesondere konnte darin, daß der Tag 
des Abtransports bereits festgelegt, mit dem Verpacken 
einzelner Gegenstände bereits begonnen war und die 
Fahrzeuge bereitgestellt waren, im Sinne der oben er
wähnten Rechtsprechung ein über die Vorbereitung der 
Verlagerung hinausgehender Anfang der A u s 
f ü h r u n g  des Entschlusses, die vom KRG 50 verpönte 
Handlung zu begehen, erblickt werden. Der Umstand, 
daß die Stoffe noch unberührt in den Regalen lagerten, 
steht dieser Auffassung nicht entgegen. Da die Be
triebsverlagerung von dem Angeklagten als ein e i n 
h e i t l i c h e s  G a n z e s  geplant war, kam es nur 
darauf an, ob der Angeklagte mit der Ausführung der 
Verlagerung bereits begonnen hatte, auch wenn ein
zelne oder die Mehrzahl der in den Verlagerungsplan 
einbezogenen Gegenstände von der Ausführungshand
lung zunächst noch nicht unmittelbar berührt waren. 
Abgesehen hiervon hatte der Angeklagte auch hinsicht
lich der Stoffe bereits mit der Ausführungshandlung 
begonnen, indem er mit dem Fuhrunternehmer K., der 
die Stoffe mit seinem LKW abtransportieren sollte, 
über den Abtransport verhandelt und als Tag des Ab
transportes den 25. Oktober 1948 festlegte. Durch diese 
Verhandlung mit dem Fuhrunternehmer war der An
geklagte aus dem Stadium d?r Vorbereitungshand
lungen in Handlungen eingetreten, die immittelbar der 
Verwirklichung der strafbaren Handlung — nämlich 
dem Abtransport in die Westzone — dienen sollten, 
und die daher als Beginn der Ausführungshandlung 
im Sinne von § 43 StGB angesehen werden können. 
Die Feststellung des Landgerichts, daß der Angeklagte 
sich des Versuchs einer Entwendung bewirtschafteter 
Waren im Sinne von Art. I des Kontrollratsgesetzes 50 
schuldig gemacht habe, unterliegt daher keinem recht
lichen Bedenken.

öffentliches Recht
§§ 2, 12 Gaststättengesetz.
Ist § 12 GaststG einer erweiternden Auslegung fähig; 

kann insbesondere die Zurücknahme einer Gaststätten
erlaubnis auf Umstände gestützt werden, die das Ge
setz lediglich als Versagungsgründe anerkennt?

Verwaltungsgerichtshof Schwerin, Urteil v. 29. 3.49 — 
II S 53/48.

Der Kläger erhielt im Frühjahr 1946 vom Beklagten, 
dem Rat der Stadt G., mit Rücksicht auf die Nähe des 
Bahnhofes und des starken Reiseverkehrs die Kon
zession zum Betrieb einer Schank- und Speisewirt
schaft. Der Kläger richtete in den Kellerräumen einen 
Back- und Küchenbetrieb ein und beschäftigte dort 
zeitweise bis zu 7 Personen. In den Räumen war bis
her von seinem Vorgänger P. ein sog. Tagescafe be
trieben worden. Der bisherige Inhaber P. stellte selbst 
die Backwaren her, beschäftigte aber im Backbetrieb
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